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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

In einem Bericht solle der Bundesrat zeigen, ob in der Bundesverwaltung
selbstorganisierte Arbeitsformen eingeführt werden könnten. «Holokratie» oder
«Soziokratie 3.0» – also dezentrale und agile Organisationsformen – gewännen an
Beliebtheit, bewährten sich bei fortschreitender Digitalisierung und seien geeignet, um
Innovation zu fördern, so Min Li Marti (sp, ZH), die Urheberin des Vorstosses. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Bereits heute würden in der
Bundesverwaltung teilweise solche agilen Organisationsformen angewendet und ein
stärkerer Einsatz sei prüfenswert. 
Nachdem der Vorstoss durch Yves Nidegger (svp, GE) bekämpft worden war, brauchte
es eine Ratsdebatte, die in der Frühjahrssession 2022 stattfand. Da sich Min Li Marti
wegen Covid in Isolation befand, erhielt gleich der Gegner des Vorstosses das Wort: Er
habe das Gefühl, es sei vielmehr die Verwaltung, die den Bundesrat leite, statt
umgekehrt. Es brauche folglich nicht noch mehr Selbstverwaltung. Die eidgenössische
Verwaltung sei zudem kein Start-up, nicht etwas Amerikanisches und entwickle auch
keine Software – in solchen Unternehmen würde Holokratie angewendet. Schliesslich
würden solche Arbeitsformen den Finanzhaushalt noch stärker belasten. Ueli Maurer
widersprach Nydegger: Es sei im Nachgang der Corona-Krise wichtig, nicht nur
Homeoffice, sondern möglichst viele neue Arbeitsformen zu prüfen. Die
Bundesverwaltung sei eben keine Einheit, stattdessen gebe es in den verschiedenen
Bundesämtern ganz unterschiedliche Bedürfnisse an die Arbeitsplatzgestaltung. Der
Bundesrat arbeite bereits in die Richtung des Postulats, weshalb er es zur Annahme
beantrage. Nur die geschlossen stimmende SVP-Fraktion stellte sich gegen diese
Empfehlung, sodass das Postulat mit 137 zu 53 Stimmen (3 Enthaltungen aus der SP-
Fraktion) angenommen wurde. 1

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Personal

Weil der Bundesrat die Annahme des Postulats von Min Li Marti (sp, ZH) beantragt hatte,
hätte die Idee einer kurzfristigen Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und
-Spezialisten in der Bundesverwaltung im Rahmen eines Innovation-Fellowship-
Programms eigentlich stillschweigend überwiesen werden können. Die Ausarbeitung
eines Vorschlags zum befristeten Engagement von talentierten Spezialistinnen und
Spezialisten zwecks Verstärkung des Innovationspotenzials der Bundesverwaltung
wurde jedoch von Matthias Jauslin (fdp, AG) bekämpft, was eine Diskussion im Rat nötig
machte. 2

POSTULAT
DATUM: 22.03.2019
MARC BÜHLMANN

Die Diskussion um das von Matthias Jauslin (fdp, AG) bekämpfte Postulat von Min Li
Marti (sp, ZH) für eine kurzfristige Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und
-Spezialisten zwecks Zusammenarbeit mit IT-Fachleuten aus der Verwaltung im
Rahmen eines Innovation-Fellowship-Programms fand in der Sommersession 2019
statt. 
Die Zürcher SP-Vertreterin legte dar, dass der Austausch zwischen jungen IT-Talenten
aus der Wirtschaft und den Verantwortlichen in der Bundesverwaltung zu einem
eigentlichen Digitalisierungsschub führen könne. Gemeinsam könnten neue,
bedürfnisgerechte und innovative Projekte angegangen werden, die erst noch billiger
sein könnten als extern in Auftrag gegebene Produkte. Matthias Jauslin erachtete
Innovation ebenfalls als wichtig, gab aber zu bedenken, dass es bereits zahlreiche
Projekte und Programme gebe und das Postulat lediglich eine weitere Baustelle
bedeute, die zusätzlichen bürokratischen Aufwand generiere, den die
Bundesverwaltung zu tragen habe. Es sei besser, sich auf laufende Projekte zu
konzentrieren und diese zu Ende zu führen, als immer wieder neue «Zeitfresser» zu
generieren, die den Erwartungen dann nicht entsprechen würden. Der Bundesrat, der
das Postulat zur Annahme empfohlen hatte, wurde von Finanzminister Ueli Maurer
vertreten. Die Verwaltung gehöre hinsichtlich neuer Technologien «wahrscheinlich
nicht ganz zu den innovativsten» und deshalb sei die ja doch recht bescheidene
Forderung des Postulats, während eines Jahres zwei Fellows an einer

POSTULAT
DATUM: 12.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Querschnittfunktion einzubinden, sehr zu begrüssen. Der Bundesrat gedenke sowieso,
in eine ähnliche Richtung zu gehen und mit der Annahme des Postulats hätte er auch
formal die Zustimmung des Parlaments. Diese wurde ihm in der Abstimmung in der Tat
erteilt: Mit 116 zu 70 Stimmen (1 Enthaltung) wurde das Postulat angenommen. Nur die
geschlossene SVP-Fraktion und sechs der total 31 anwesenden FDP-Mitglieder lehnten
den Vorstoss ab. 3

Mitte September 2020 legte der Bundesrat den Bericht in Erfüllung des Postulats von
Min Li Marti (sp, ZH) vor, mit dem diese die Möglichkeiten für eine kurzfristige
Beschäftigung von IT-Spezialistinnen und -Spezialisten beleuchtet haben wollte. Die
Möglichkeit für sogenannte «Fellowship-Programme», also befristete Anstellungen von
jungen Wissenschafterinnen und Wissenschaftern, Technikerinnen und Technikern
oder ganz allgemein von «Personen, mit Potential die Innovation zu fördern», bestehe
bereits heute, wurde im Bericht ausgeführt. Hochschulpraktika, aber auch die gut
funktionierende Zusammenarbeit mit Hochschulen und mit Unternehmen würden
bereits heute gefördert und stellten auch ein spezifisches Ziel der Personalstrategie
«Bundesverwaltung 2020-2023» dar. Bestehende Netzwerke würden im Rahmen dieser
Strategie adaptiert, ergänzt und weiterentwickelt, schloss der Bericht. 4

BERICHT
DATUM: 18.09.2020
MARC BÜHLMANN

Mit Vorlegen des Postulatsberichts erachtete der Bundesrat das Postulat von Min Li
Marti (sp, ZH), das Möglichkeiten für kurzfristige Beschäftigung von IT-Spezialistinnen
und -Spezialisten erarbeitet haben wollte, als erfüllt. Dies sahen in der Sommersession
2021 auch beide Räte so und schrieben den Vorstoss entsprechend ab. 5

POSTULAT
DATUM: 12.06.2021
MARC BÜHLMANN

Parlamentsmandat

Mittels parlamentarischer Initiative wollte Min Li Marti (sp, ZH) die Regelungen zur
Ausstandspflicht von Parlamentsmitgliedern erneuern. Die aktuell geltenden
Bestimmungen seien viel zu rudimentär. Nur mit einer klareren Regelung könne
verhindert werden, dass die Meinung entstehe, Parlamentarierinnen und
Parlamentariern ginge es nur um ihre eigenen Interessen. 
Die Forderung stiess allerdings weder bei der SPK-NR noch im Nationalrat auf offene
Ohren. Die Kommission, die mit 17 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung entschied, der
Initiative keine Folge zu geben, fragte rhetorisch, ob es auf Bundesebene überhaupt
eine Ausstandspflicht geben könne, mit Ausnahme der bereits geregelten Oberaufsicht,
da ja im Rat kaum Einzelakte, sondern generell-abstrakte Normen verabschiedet
würden. Der Forderung der Initiantin, dass ein Ratsmitglied in den Ausstand treten
müsste, wenn es «als Einzelnes» direkt betroffen sei, könne nicht nachgekommen
werden, da erstens die Bestimmung dieses Falles schwierig sei und es zweitens wohl
häufig vorkomme, dass Ratsmitglieder in ihrer Funktion als (Verbands-
)Interessenvertretung oder als nebenberuflich tätige Milizparlamentarierinnen und
Milizparlamentarier von einem Gesetz profitieren könnten; dies gelte nicht als Grund,
um in den Ausstand zu treten. Freilich sei es eine Frage des Anstandes, dies bei starker
persönlicher Betroffenheit freiwillig zu tun: Eine Regelung brauche es hierfür aber
nicht. 
Auch im Rat wurde die Initiative mit 130 zu 58 Stimmen bei 4 Enthaltungen abgelehnt.
Diskussion wurde – neben dem Votum der Initiantin und der Kommissionssprecher –
keine gewünscht. Die Stimmen der Minderheit stammten aus dem links-grünen Lager,
unterstützt von der GLP und zwei SVP-Fraktionsmitgliedern. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2018
MARC BÜHLMANN
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Parlamentsorganisation

«Die Schweizer Demokratie machte eine Pause» fasste die WoZ rückblickend die
Ereignisse um den 15. März 2020 zusammen, als Covid-19 auch das Parlament erfasste
und dieses zu einem Abbruch der Frühlingssession veranlasste. Dabei zeigt die
Chronologie der Ereignisse nicht nur exemplarisch, wie unvermittelt die Pandemie auch
über die Schweiz hereinbrach, sondern sie regte auch Diskussionen über die
Krisenresistenz der Legislative an.
Zwar waren zu Beginn der Frühjahrssession am 2. März schon dunkle Wolken am
Horizont zu sehen und entsprechend hatte die Verwaltungsdelegation schon vor der
Session beschlossen, keine Besucher zuzulassen. Halten sich an einem Sessionstag
normalerweise mehr als tausend Personen im Bundeshaus auf, wurde – neben den mit
einem Badge ausgerüsteten Interessenvertreterinnen und -vertretern – nur noch fest
akkreditierten Medienschaffenden ein Aufenthalt in den Räumlichkeiten gewährt, was
in der WoZ einen geharnischten Kommentar nach sich zog: Das Parlament schliesse
lieber die Presse aus statt die Lobbys. Neben dem Besuchsverbot galt – wie überall –
auch im Bundeshaus die Empfehlung, keine Hände zu schütteln. Allerdings war die
ebenfalls empfohlene Distanz von zwei Metern in den engen Ratssälen nicht
einzuhalten. 
Für einen medial breit kommentierten «Eklat» (Tages-Anzeiger) sorgte dann am ersten
Sessionstag Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR), die als Einzige mit einer Schutzmaske
den Ratssaal betrat und deshalb von Nationalratspräsidentin Isabelle Moret aus dem
Saal gewiesen wurde – das Tragen von Masken ist in den Ratssälen nicht erlaubt. Sie
wolle sich vor Ansteckungen schützen und hätte eine Absage der Session begrüsst, gab
die SVP-Politikerin zu Protokoll, die dann ihren Platz immerhin für die Abstimmungen
wieder einnehmen durfte, die Debatten aber im Fraktionszimmer verfolgen musste. Die
«Maskerade» (Blick) wurde als «Kindergarten» (Min Li Marti, sp, ZH) oder als «coup
médiatique» (Le Temps) der SVP gewertet, die damit Angst bewirtschafte. Die SVP sei
jetzt plötzlich «für Verhüllung und Maulkörbe», kommentierte der Blick lapidar. Einige
SVP-Ratsmitglieder verteidigten freilich die Aktion Martullo-Blochers. So berichtete
etwa Alfred Heer (svp, ZH), dass er als Europaratsmitglied nicht nach Strassburg dürfte,
wenn er sich in den letzten 14 Tagen in Risikogebieten aufgehalten hätte. Hier in Bern
sei er freilich nicht nach seinen Auslandreisen gefragt worden. 
Zu Beginn der zweiten Woche war es erneut die SVP, die auf die vor allem im
Nachbarland Italien stark ansteigenden Corona-Ansteckungen reagieren wollte. Mit
einem Ordnungsantrag (20.9004) verlangte SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG)
einen Sessionsunterbruch. Das BAG habe neben dem «Social Distancing» auch ein
Fernbleiben von öffentlichen Veranstaltungen vor allem für Risikogruppen empfohlen.
Nicht nur sei im Parlament das Einhalten des Abstands nicht möglich, es gäbe auch
zahlreiche Risikogruppen, so die Begründung für den Ordnungsantrag. «Analog zur
Begrenzungsinitiative wäre es richtig gewesen, zu kontrollieren, wer überhaupt ins Land
kommt», kritisierte Aeschi in seiner Begründung die vorangegangenen Entscheidungen
des Bundesrats. Der Sprecher des Büros, Andreas Aebi (svp, BE), empfahl eine mit 10 zu
1 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossene Ablehnung des Antrags. Man müsse sich auf
Fakten stützen und solle keine Ängste schüren. Es würde als schlechtes Beispiel
gewertet werden, wenn sich das Parlament «aus der Verantwortung stehlen würde». Mit
155 zu 13 Stimmen (8 Enthaltungen) wurde der Antrag deutlich abgelehnt. In der Presse
wurden der Antrag der SVP und vor allem das Votum Aeschis zur eigenen Initiative als
«taktisches Spielchen» (Blick) kritisiert. Mit Schüren von Angst wolle die Partei
Stimmung für ihre Begrenzungsinitiative machen, vermutete etwa Roger Nordmann (sp,
VD). Es wäre der SVP wohl auch gelegen gekommen, wenn mit einem Abbruch die
Beratungen zu den Überbrückungsleistungen für ältere Arbeitslose, welche vielerseits
als Massnahme gegen die Begrenzungsinitiative verstanden wird, auf Eis gelegt worden
wären, vermutete der Blick weiter. 
Freilich wurde für die zweite Woche der Zugang zum Bundeshaus noch einmal
eingeschränkt. Mitgliedern des diplomatischen Corps und ehemaligen
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wurde der Zutritt verwehrt. Darüber hinaus
galt die dringende Empfehlung, zu Hause zu bleiben, wenn man sich krank fühlte. Den
Fraktionen wurden zudem grössere Räume für ihre Sitzungen zur Verfügung gestellt. 
Den am darauffolgenden Freitag vor der dritten Sessionswoche gefällten Entscheid der
Verwaltungsdelegation, die Session nicht abzubrechen – schliesslich sei das Parlament
Arbeitsort und nicht «Veranstaltung» – machten dann jedoch die sich überstürzenden
Ereignisse obsolet. So wurden sich die Fraktionen noch am Sonntag vor der dritten
Sessionswoche einig, dass der Abbruch der dritten Sessionswoche in Anbetracht der
sich rapide verschlechternden Situation – tags zuvor waren in der Schweiz 1'563
Neuinfektionen verzeichnet worden – für die Gesundheit der Parlamentsmitglieder, die
einer Risikogruppe angehörten, das Beste sei. Politische Geschäfte könnten jetzt

ANDERES
DATUM: 15.03.2020
MARC BÜHLMANN
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warten, gab Andrea Gmür (cvp, LU), Präsidentin der Mitte-Fraktion, der Aargauer
Zeitung zu Protokoll, «wir Politikerinnen und Politiker werden nun zuerst zu Hause
benötigt». 
Das Parlament sei nun also doch noch zur «Einsicht» gekommen, urteilte die NZZ. Mit
der Fortführung der Session hätte man ein fragwürdiges Signal an die Bevölkerung
gesendet. Zwar käme es nun zwar bei einigen Geschäften zu Verzögerungen, aber es sei
«nicht anzunehmen, dass Menschenleben gefährdet sind, weil National- und Ständerat
ihre Entscheide erst später fällen». Freilich wurde auch Kritik am Sessionsabbruch laut.
Gerade in einer Krisensituation müsse das Parlament handlungsfähig sein und
entscheiden können, gab etwa Claude Longchamp in der Aargauer Zeitung zu Protokoll.
Auch die nun wohl fehlende Meinungsbildung für die geplanten Abstimmungen im Mai
(Begrenzungsinitiative, Jagdgesetz und Erhöhung der Kinderabzüge) wurde angemahnt.
Das sei einer Musterdemokratie, als die sich die Schweiz verstehe, unwürdig, so ein
weiterer Kommentar in der Aargauer Zeitung; man habe fast «den Eindruck, gewisse
Nationalräte seien froh, die Verantwortung an den Bundesrat delegieren zu können.
Diese Haltung ist inakzeptabel». Als Folge wurden auch die Forderungen nach einer
Digitalisierung des Ratsbetriebs oder der direkten Demokratie lauter. 
Zudem wurden für die für Anfang Mai anstehende Sondersession alternative Standorte
gesucht. Diese solle wenn immer möglich durchgeführt werden, allerdings nicht im
Bundeshaus, gaben die Ratsbüros bekannt. Diese – wie auch vor allem die
Finanzkommission – tagten dann in der Tat relativ schnell wieder; vor allem virtuell. Der
Abbruch der Session sei nötig gewesen, weil die Hygienemassnahmen nicht hatten
eingehalten werden können, die Handlungsfähigkeit des Parlaments sei dank der Arbeit
der Kommissionen aber immer gewährt gewesen, verteidigte denn auch
Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp, BE) den Entscheid. Einig waren sich Presse und
Politiker immerhin darin, dass man über die Krisenresistenz des Parlaments
nachdenken müsse. 7

Organisation der Bundesrechtspflege

In der Frühjahrssession nahm sich der Nationalrat der Justiz-Initiative an. Zur Debatte
standen dabei drei Minderheitsanträge, welche die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags
bezweckten, was der Bundesrat in seiner Vorlage abgelehnt hatte. Ein
Minderheitsantrag Min Li Marti (sp, ZH) verlangte die Rückweisung des Geschäfts an die
RK-NR, damit diese ihren in Form einer parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 20.480)
bereits eingereichten indirekten Gegenvorschlag weiter ausarbeite. Zwei weitere links-
grüne Minderheiten präsentierte einen eigenen direkten Gegenentwurf, der gleichzeitig
mit der Initiative zur Abstimmung kommen soll.
Die RK-NR selber sehe aber keinen Handlungsbedarf mehr, berichtete Barbara
Steinemann (svp, ZH) für die Kommission. Nach einigen Anhörungen sei man zum
Schluss gekommen, dass sich das aktuelle System bewährt habe. Die Wahl von
Richterinnen und Richtern, wie sie heute praktiziert werde, sei nicht über alle Zweifel
erhaben und es gebe durchaus «diskussionswürdige Punkte», so die
Kommissionssprecherin. Alle anderen Systeme seien aber «noch weniger perfekt»,
weshalb die Kommission mit 22 zu 0 Stimmen (3 Enthaltungen) empfehle, die
Volksinitiative ohne indirekten Gegenvorschlag und ohne direkten Gegenentwurf
abzulehnen.
In der Begründung ihres Rückweisungsantrags machte Min Li Marti (sp, ZH) auf die
wunden Punkte aufmerksam, auf welche die Initiative die Finger legt: Die Frage der
Wiederwahl – Richterinnen und Richter müssen periodisch in ihrem Amt bestätigt
werden, was in jüngerer Zeit nicht immer reibungslos vonstatten gegangen war –; die
Mandatsabgaben, die von Richterinnen und Richtern an ihre Parteien bezahlt werden
müssen und die auch von der Greco kritisiert werden, weil sie das bestehende
Abhängigkeitsverhältnis noch verstärken; oder die Auswahl der Richterinnen und
Richter durch die Gerichtskommission, die kein eigentliches Fachgremium darstellt und
weniger auf Fachkompetenz als auf politische Einstellungen und Parteizugehörigkeit
achtet. Diese Punkte müssten von der Rechtskommission noch einmal überdacht und in
eine Gesetzesrevision gegossen werden, forderte die Zürcher Sozialdemokratin. Sibel
Arslan (basta, BS) skizzierte in der Folge die beiden direkten Gegenentwürfe.
Vorgesehen war eine Erhöhung der Amtsdauer von Richterinnen und Richter auf zwölf
oder sechzehn Jahre in Verbindung mit einem noch zu regelnden
Amtsenthebungsverfahren. Das bisherige Wiederwahlverfahren gefährde die
Unabhängigkeit der Judikative, weil Richterinnen und Richter mit ihrer Wiederwahl
unter Druck gesetzt werden könnten, so die Begründung der Baslerin.  

In der nachfolgenden Debatte wiesen auch zahlreiche Votantinnen und Votanten auf

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 09.03.2021
MARC BÜHLMANN
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die Mängel des bestehenden Systems hin. Freilich war umstritten, ob diese Mängel mit
einem Gegenvorschlag oder einem Gegenentwurf behoben werden müssten oder ob sie
sich «im Rahmen der heutigen Strukturen lösen» lassen, wie sich etwa Pirmin
Schwander (svp, SZ) überzeugt zeigte. Wichtig sei freilich, dass man bereits bei der
Selektion der Kandidierenden die «richtigen Persönlichkeiten» auswähle. Das System
funktioniere, befand auch Christoph Eymann (ldp, BS). Änderungen seien weder auf
Gesetzes- noch auf Verfassungsstufe nötig. Der von der Initiative kritisierte
Parteienproporz bei Richterwahlen sei gar nicht so schlecht, führte dann Philipp
Matthias Bregy (mitte, VS) aus. Er garantiere vielmehr eine Vertretung aller
«ideologischen Richtungen». Auch die regelmässigen Wiederwahlen wurden verteidigt:
In Realität seien die Richterinnen und Richter unabhängig von ihren Parteien und zu
einer Abwahl komme es praktisch nie, argumentierte Sidney Kamerzin (mitte, VS) gegen
eine Reform des Systems. Gegen ein zu hastiges Vorgehen mit Hilfe von
Gegenvorschlägen und Gegenentwürfen stellte sich auch Kurt Fluri (fdp, SO). Man
müsse die bestehenden Probleme in Ruhe angehen. So sei ja etwa eine Motion von Beat
Walti (fdp, ZH) für ein Verbot von Mandatssteuern bereits eingereicht worden. 
Die Ratslinke – unterstützt von der GLP, für die Beat Flach (glp, AG) Handlungsbedarf
aufgrund der undurchsichtigen Mandatsabgaben feststellte – hätte hingegen die
Initiative gerne als Treiberin für nötige Reformen genutzt. Es sei ein Glücksfall, dass es
dank der Initiative zu einer öffentlichen Debatte über die Judikative komme, lobte
Matthias Aebischer (sp, BE). Wenn ein indirekter Gegenentwurf jetzt ausgearbeitet
werden müsse, könnten die «kritischen und berechtigten Aspekte der Initiative»
aufgenommen werden, warb auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) für die
Rückweisung an die Kommission.

Eine solche wurde dann allerdings von der Ratsmehrheit mit 99 zu 81 Stimmen (1
Enthaltung) abgelehnt. Dabei zeigte sich der aufgrund der vorgängigen Diskussion zu
erwartende Graben zwischen SVP-, FDP- und der Mehrheit der Mitte-Fraktion, die den
Rückweisungsantrag ablehnten, und den Fraktionen von SP, GP und GLP sowie der EVP.
Auf die beiden Vorlagen für mögliche direkte Gegenentwürfe mochte der Rat sodann
gar nicht erst eintreten. Mit 102 zu 79 Stimmen (3 Enthaltungen) wurde eine mögliche
Debatte abgelehnt. Dabei zeigten sich die praktisch gleichen Fronten wie bei der
abgelehnten Rückweisung. 

Die Initiative selber fand bei den Rednerinnen und Rednern kaum Unterstützung. Das
Losverfahren sei «schlicht unseriös», urteilte Philipp Matthias Bregy (mitte, VS). Der
Zufall mache seine Sache nur selten gut, befand auch Nicolas Walder (gp, GE) und mit
dem Los bestünde das grosse Risiko, dass nicht alle politischen Sensibilitäten in der
Judikative repräsentiert seien. Auch die Idee eines Fachgremiums, mit dem die
auszulosenden Kandidierenden bestimmt würden, stiess auf Kritik. Auch die Mitglieder
eines solchen Gremiums könnten nicht politisch neutral sein, warnte Matthias
Aebischer (sp, GE). Eine durch Los oder ein Fachgremium bestimmte Judikative sei
demokratisch weniger legitimiert als durch das Parlament oder die Stimmbevölkerung
gewählte Richterinnen und Richter, pflichtete Andreas Glarner (svp, AG) bei. Ein
«Sympathie-Ja» erhielt das Begehren einzig von Lukas Reimann (svp, SG):
Richterwahlen seien sehr wohl politisch und die Parteizugehörigkeit verhindere die
Auswahl der besten Kandidierenden, begründete der St. Galler seine Unterstützung. 
Der Nationalrat folgte stillschweigend dem Antrag der Kommission, die Initiative zur
Ablehnung zu empfehlen. Die NZZ sprach nach der nationalrätlichen Debatte von einer
verpassten Chance. Es sei fraglich, ob das Parlament ohne den Druck einer
Volksinitiative gewillt sei, die Mängel im bestehenden System zu beheben. 8

1) AB NR, 2021, S. 2711; AB NR, 2022, S. 416 f.; Po. 21.4162
2) AB NR, 2019, S. 585
3) AB NR, 2019, S. 1019 f.
4) Bericht BR vom 18.9.20
5) BBl, 2021 788
6) AB NR, 2018, S. 1227 ff.; Bericht SPK-NR vom 29.6.18
7) AB NR, 2020, S. 168 ff.; Lib, 6.2.20; AZ, 29.2.20; NZZ, 2.3.20; Blick, CdT, TA, 3.3.20; Blick, 4.3.20; WoZ, 5.3.20; Blick,
9.3.20; Blick, Lib, NZZ, 10.3.20; WoZ, 12.3.20; TA, 14.3.20; AZ, NZZ, TA, 16.3.20; AZ, Lib, 17.3.20; Blick, 18.3.20; TA, 20.3.20; AZ,
21.3., 23.3.20; WoZ, 30.4.20
8) AB NR, 20201 S. 324 ff.; AB NR, 20201 S. 94 ff.; SZ, 1.3.21; CdT, LT, TG, 4.3.21; LT, Lib, 10.3.21; NZZ, 11.3.21
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